De. a 
Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 53.— 


(Nr. 6433.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen des Auf: 
halt-Glauchower Deichverbandes im Betrage von 160,000 Thalern. 
Vom 10. September 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen %. 

Nachdem von dem Deichamte des Aufhalt-Glauchower Deichverbandes 
beſchloſſen worden, die zur normalmaͤßigen Herſtellung der Deiche und Aus⸗ 
führung von Entwäſſerungsanlagen erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag des Deichamtes: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obli⸗ 
gationen bis zum Betrage von 160,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausſtellung von Obligationen bis zum Betrage von 160,000 Thalern, 
Einhundert und ſechszig tauſend Thalern, welche in 40 Stuͤcken zu 1000 Thalern, 
230 Stuͤcken zu 500 Thalern, 200 Stuͤcken zu 200 Thalern und 400 Stuͤcken 

zu 100 Thalern nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe der 
5 Deichkaſſenbeitraͤge der Deichgenoſſen mit vier und einem halben Prozent jaͤhr⸗ 
lich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung 

jaͤhrlich vom 1. Januar 1871. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem Prozent des 
Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. f 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obli⸗ 
gationen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. i 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhandigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. September 1866, 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Jahrgang 1866. (Nr. 6433.) 86 A. 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Oktober 1866. 


Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Liegnitz. 
Obligation 


S 
des Auf halt-Glauchower Deichverbandes 
Litir az N 
über EIER Thaler Preußiſch Kurant. 


des genehmigten Tilgungsplans. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird, wenn 
ſolche nicht durch Ankauf unter dem Nennwerthe erfolgen kann, durch das Loos 
beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab im Monat Juni jeden 


Auf Grund des durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom 
beftätigten Deichamtsbeſchluſſes vom 1. Mai 1866. wegen Aufnahme einer 
Schuld von 160,000 Thalern zur Ausfuͤhrung der Deich- und Entwaͤſſerungs⸗ 
Anlagen des Aufhalt⸗Glauchower Deichverbandes bekennt ſich das unterzeichnete 
Deichamt Namens des genannten Verbandes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber 
gültige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von 
5 Thalern Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Verband kontrahirt 
worden und mit vier und einem halben Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 160,000 Thalern geſchieht nach 
Vollendung der Bauten, ſpäteſtens aber vom 1. Januar 1871. ab, allmaͤlig 
innerhalb eines Zeitraums von neun und dreißig Jahren aus einem zu dieſem 
Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent jaͤhrlich, unter 
Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe 


Jahres und die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen wird dann in dem 


Zinstermine am 2. Januar des folgenden Jahres geleiſtet. Der Verband be- 
halt ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen 
zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu 


kuͤndigen. 


Staatsanzeiger, in den Kreisblaͤttern des 


Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, 
an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. 
Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine 
in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Liegnitz, im Preußiſchen 

Grünberger, Freiſtadter und 05 


2 


Schwiebuſer Kreiſes und, ſoweit es das Beduͤrfniß erfordert, nach Beſtimmung der 
Nen Regierung zu Liegnitz in einer zu Breslau oder Berlin erſcheinenden 
eitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, den 2. Januar und 1. Juli, mit vier und einem 
halben Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Deichverbands-Kaſſe in Gruͤnberg, und zwar in der nach dem Eintritt 
des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit, ſowie an den Faͤlligkeitsterminen ſelbſt, 
auch an den ſonſtigen durch die oͤffentliche Bekanntmachung zu bezeichnenden 
Vermittelungs⸗Zahlſtellen. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤck⸗ 
zuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 

f Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 

dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren 
zu Gunſten der Verbandskaſſe. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120, seq. bei dem Koͤniglichen Kreisgerichte zu Grünberg. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verfaͤhrungsfriſt bei der Deichverbands-Kaſſe anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder fonft in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind nach dem beigefuͤgten Schema B. 
halbjaͤhrige Zinskupons bis zum Schluſſe des Jahres 18. ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Deichverbands⸗ 
Kaffe zu Gruͤnberg gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons-Serie nach 
dem ebenfalls beigefügten Schema C. beigedruckten Talon. 

Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Grundbeſitz der circa 37,000 Morgen großen Aufhalt-Glauchower Niederung 
durch die von den Beſitzern der betheiligten Grundſtuͤcke nach dem Kataſter 
des Verbandes aufzubringenden Deichkaſſenbeitraͤge, welche wie die landes⸗ 
herrlichen Steuern eingezogen werden und mit dieſen nach F. 18. des Deich⸗ 
geſetzes vom 28. Januar 1848. (Geſetz-Samml. für 1848. S. 54.) gleiche 
Rechte und in Kolliſionsfaͤllen ſogar den Vorzug haben. a 
Ur. 6433.) 86 * Die 
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N Di gel Bige Wee und Tilgung der Su geht unter bir 
15 Hotel der Königlichen. Regierung zu Liegnitz. 5 
. Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Dan ner unferer Unter: 


ſchrift ertheilt. 
Grünberg, den en 9 „ 18. 


Das Deichamt des Aufhalt⸗Glauchower Deichverbandes. 


(Unterſchrift des Deichhauptmanns und zweier Repraͤſentanten.) 
Kontrole Fol. ..... . (Unterſchrift des Deichrentmeiſters.) 


\ E. 
Provinz Schleſien, Kegierungsbezirk Liegnitz. 
oo 
| Zins ⸗ Kupon 
Ahe Rthlr. gr Pf 


zur 85 I 
Saga des e ee ene Deichverbandes 1 
* „ über .. ... Rthlr. zu 43 Prozent. 1 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
c 18.. und ſpaͤter die Suhl der vorbemerkten Obligation für 
das Halbjahr vom „%% aRj 18 ft 
(in Buchſtaben Thalern .. en e Pfennigen bei 
der Deichverbands⸗Kaſſe zu Grünberg. 

Grünberg, den nm.. 


8 (Trockener Stempel.) 
Das Deichamt des Aufhalt⸗Glauchower Deichverbandes. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Deichhauptmanns und zweier Renten 1 
Kontrole EHT (Unterſchrift des Deichrentmeiſters.) 8 
en ene i Kahn, 


vom Ablaufe des Kalenderjahres der n 


an e ee erhoben wird. 


Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Liegnitz. 
Talon. 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obligation 
des Aufhalt-Glauchower Deichverbandes ö 
Lit . 


DEE Thaler die Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. 
bis 18.. bei der Deichverbands⸗Kaſſe zu Grünberg, ſofern dagegen Seitens des 
als ſolchen legitimirten Inhabers der Obligation kein Widerſpruch erhoben iſt. 


Grünberg, den enn 18. 
(Trockener Stempel.) 


Das Deichamt des Aufhalt⸗Glauchower Deichverbandes. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Deichhauptmanns und zweier Repraͤſentanten.) 


Kontrole Fol. ..... Mer (Unterſchrift des Deichrentmeiſters.) 


(Nr. 6434.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Ruhrthal-Eiſenbahn durch die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
und einen Nachtrag zum Statut der letzteren. Vom 1. Oktober 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 30. Juni 1866. den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Duͤſſeldorf über Ratingen, Kettwig, Werden im Ruhrthal 
aufwaͤrts uͤber Schwerte, Arnsberg, Meſchede bis Weſtwich, ſowie von Kettwig 
bis Muͤlheim an der Ruhr, nebſt den erforderlichen Zweig- und Anſchlußbahnen 
beſchloſſen, ſich auch zur Fortfuͤhrung dieſer Bahn bis Kaſſel oder in der 
ö Richtung nach Kaſſel bereit erklart hat, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft 
zu dieſer Erweiterung ihres Unternehmens unter den in dem beigefuͤgten, von 

a Uns hierdurch beſtaͤtigten Statutnachtrage enthaltenen Bedingungen die landes⸗ 
herrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 
(Nr. 64336434) Zu⸗ 


ER: 
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Zugleich beftimmen Wir, daß die in dem Geſetze tiber Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend das 
Expropriationsrecht und das Recht zur voruͤbergehenden Benutzung fremder 
Grundſtuͤcke, auf die in Rede ſtehenden Unternehmungen Anwendung finden ſollen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. a g 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Oktober 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Nachtrag 
zum Statute der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 

Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt in Erweiterung 
ihres Unternehmens den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Duͤſſeldorf uͤber 
Ratingen, Kettwig, Werden im Ruhrthal aufwärts über Schwerte, Arnsberg, 
Meſchede bis Weſtwich, ſowie von Kettwig nach Muͤlheim. 


H. 2. 


Die Richtung der von der Eiſenbahngeſellſchaft zu dieſem Zwecke aus: 
zufuͤhrenden Haupt⸗ und Zweigbahnen, die Anſchlußpunkte an die bereits im 
Betriebe befindlichen Bahnſtrecken, die Reihenfolge und Zeitfriſten, worin die 
einzelnen Abſchnitte der Bahn zur Ausfuͤhrung gebracht werden muͤſſen, werden 
nach Vernehmung der Geſellſchaftsdeputation und der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
direktion vom Königlichen Handelsminiſterium feſtgeſetzt. 


§. 3. . 
Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft ift verpflichtet, die im H. 1. 
bezeichnete Eiſenbahn auf Verlangen des Staats bis nach Kaſſel oder in der 
Richtung nach Kaſſel fortzufuͤhren, und zwar nach Wahl der Koͤniglichen 
Staatsregierung entweder mittelſt einer bei Warburg an die Weſtphaͤliſche oder 
Kurfuͤrſt Friedrich Wilhelms⸗ Nordbahn ſich anſchließenden Bahn, oder 11 
mit⸗ 


— 


mittelſt einer das Fuͤrſtlich Waldeckſch ebiet durchſchneidenden direkten Bahn 
nach Kaſſel. Sofern die Koͤnigliche Staatsregierung die letztere Bahnlinie 
wählt und deren Ausfuͤhrung in ihrer ganzen Ausdehnung durch Staatsvertrag 


Be: feftgeftellt haben wird, ift die Bergiih-Märkifche Eiſenbahngeſellſchaft ver⸗ 


pflichtet, dieſe Fortſetzung je nach Verlangen des Staats blos innerhalb 
Preußens oder auch ganz oder theilweiſe innerhalb des nicht Preußiſchen Ge⸗ 
biets zu uͤbernehmen und ſich dabei allen Beſtimmungen und Verpflichtungen 
der alsdann in Betreff dieſer Eiſenbahn von der Koͤniglichen Staatsregierung 
abgeſchloſſenen oder noch abzuſchließenden Staatsvertraͤge zu unterwerfen. Die 
Ausfuͤhrung der einen oder der anderen Linie iſt auf Erfordern des Staats 
von der Geſellſchaft binnen der mit voller Beruͤckſichtigung der jeweiligen 
allgemeinen und finanziellen Zuſtaͤnde und nach vorheriger Anhörung der An⸗ 
traͤge der Geſellſchaftsvertretung von dem Koͤniglichen Handelsminiſterium 
feſtzuſtellenden Friſt in Angriff zu nehmen und zu vollenden. 


H. 4. 


Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft ift ferner verpflichtet, auf 
Verlangen des Staats eine Eiſenbahn von Finnentrop nach Olpe und, ſobald 
es Seitens des Staats fuͤr angemeſſen erachtet wird, auch eine Fortſetzung 
dieſer Bahn uͤber Olpe hinaus nach irgend einem mehr oder minder entfernten 
Punkte in der Richtung nach Coͤln oder zum Anſchluß an eine nach Coͤln 
gehende Eiſenbahn als Zweigbahn der Ruhr-Sieg⸗Bahn auszuführen, und zwar 
dergeſtalt, daß das Anlagekapital von der Geſellſchaft ohne Zinsgarantie des 
Staats aufgebracht wird, daß jedoch das durch den Betriebsuͤberſchuß der 
Zweigbahn etwa nicht gedeckte Erforderniß zur Verzinſung und Amortiſation 
des Anlagekapitals auf den Reinertrag der Ruhr-Sieg⸗Bahn vor den Zinſen 
und der Amortiſation der vom Staate garantirten Ruhr-Sieg- Obligationen 
vorab verrechnet wird, unbeſchadet der Rechte, welche den Inhabern der Ruhr⸗ 
Sieg - Obligationen Kraft der Allerhoͤchſten Anleihe-Privilegien vom 20. Oktober 
1856. und 25. Auguſt 1862. zuſtehen. 


$ 5. 


Fuͤr den Fall, daß kuͤnftig ein Unternehmer fuͤr den Bau und Betrieb 
einer Eiſenbahn von Coͤln uͤber Meſchede nach Kaſſel ſich findet, hat auf Ver⸗ 
langen des Staats die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft binnen der 
mit voller Beruͤckſichtigung der jeweiligen allgemeinen und finanziellen Zuftände 
und nach vorheriger Anhörung der Anträge der Geſellſchaftsvertretung von 
dem Koͤniglichen Handelsminiſterium feſtzuſtellenden, nicht über ein Jahr 
hinaus ſich erſtreckenden Friſt ſich bereit finden zu laſſen, nach ihrer Wahl ent⸗ 
weder auch den Bau der Bahnſtrecke von Meſchede reſp. Weſtwich uͤber Olpe 
nach Coͤln Behufs der Ausführung binnen der unter vorgedachter Maaßgabe 
von dem Königlichen Handelsminiſterium feſtzuſtellenden Friſt ſelbſt zu uͤber⸗ 
nehmen, oder auf die bis dahin etwa erlangte Konzeſſion zu den Bahnanlagen 
von Weſtwich uͤber Meſchede nach Kaſſel oder in der Richtung nach Kaſſel, 
wie auch zu etwaigen Bahnanlagen innerhalb der auszufuͤhrenden Bahnroute 

(Nr. 6434.) Coͤln⸗ 


| | — 622 5 
Coͤln⸗Weſtwich reſp. Meſchede zu verzichten und die ſchon hergeſtellten Bahn⸗ N 


ſtrecken gegen Erſtattung der in Ermangelung gütlicher Verſtaͤndigung von dem A 


Königlichen Handelsminiſterium endgültig feſtzuſtellenden Anlagekoſten an den 
Unternehmer der Coͤln-Kaſſeler Eiſenbahn abzutreten. 


H. 6. 


Außer den vorſtehend aufgefuͤhrten Eiſenbahnlinien werden diejenigen 
Zweig: oder Seitenbahnen derſelben in das Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen aufgenommen, welche nach vorgaͤngiger Verſtaͤndigung mit den 
betheiligten Gemeinden oder Etabliſſements von der Geſellſchaftsdeputation und 
Königlichen Eiſenbahndirektion als nuͤtzlich oder nothwendig zur Belebung des 
Verkehrs anerkannt worden, und deren Ausführung vom Königlichen Handels⸗ 
Miniſterium genehmigt wird. 

K 7. 

Auf die in dieſem Statutnachtrage erwaͤhnten neuen Unternehmungen 
finden die Statuten der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie der 
mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. September 1850. genehmigte Betriebs⸗ 
Ueberlaſſungsvertrag vom 23. Auguſt 1850., nebſt ſeiner Ergaͤnzung in dem 
unter dem 6. Juli 1853. Allerhoͤchſt genehmigten Statutnachtrage, desgleichen 
der F. 9. des durch Geſetz vom 30. April 1856. genehmigten Vertrages vom 
13. und 14. Februar 1856., ſowie ferner der F. 8. des durch Allerhoͤchſte Order 
vom 21. Juni 1858. genehmigten Statutnachtrages, endlich die mit der Koͤnig⸗ 
lichen Staatsregierung getroffene Vereinbarung uͤber die Vertheilung der An⸗ 
ſchaffungskoſten von Betriebsmitteln, ſowie der Zinſen der zu dieſem Zwecke 
verwendeten Kapitalien unter die Ruhr⸗Sieg⸗Bahn und die uͤbrigen Strecken 
des Bergiſch⸗-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Unternehmens Anwendung. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


